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Weltnichtrauchertag am 31. Mai
Oberösterreicher wollen mehr Suchtprävention  Tabaksteuer soll sie mitfinanzieren

93 Prozent der Oberösterreicher sind dafür, die Suchtvorbeugung in Schulen und Betrieben zu intensivieren. Eine flächendeckende Prävention, vor allem an Schulen, liegt jedoch noch in weiter Ferne, und dass, obwohl der Staat jährlich rund 1,3 Milliarden Euro an Tabaksteuern einnimmt. Das Institut Suchtprävention fordert daher, einen Teil dieser Summe in Vorbeugung fließen zu lassen – eine Maßnahme, der auch 78 Prozent der Oberösterreicher zustimmen.
Mehr als die Hälfte der Oberösterreicherinnen und Oberösterreicher raucht, 38 Prozent davon täglich. Bei den Jugendlichen hat der Konsum seit den 90er-Jahren sogar stark zugenommen: Zwei Drittel der Jugendlichen zwischen 15 und 24 Jahren greifen in unserem Bundesland zum Glimmstängel, 45 Prozent tun es jeden Tag. 

Höheres Einstiegsalter als Ziel: Ab 18 fangen immer weniger zu rauchen an
Gleichzeitig hat die Prävention in der Bevölkerung einen hohen Stellenwert: 93 Prozent der Oberösterreicher sind dafür, Suchtvorbeugung in Schulen und Betrieben zu intensivieren. 78 Prozent sind weiters dafür, dass ein Teil der Tabaksteuer zweckgebunden für Prävention verwendet wird.
 Gerade bei jungen Menschen hätten entsprechende Maßnahmen großen Sinn, so Christoph Lagemann, Leiter des Instituts Suchtprävention: „Sie könnten dazu beitragen, das Einstiegsalter zu erhöhen, denn ab etwa 18 Jahren wird es immer unwahrscheinlicher, dass jemand mit dem Rauchen beginnt.“ An modernen Präventionsprogrammen mangelt es nicht; sie setzen auf eine Mischung aus seriöser Sachinformation, Reflexion des eigenen Konsumverhaltens und Stärkung persönlicher Kompetenzen wie etwa die Fähigkeit, Gruppendruck zu widerstehen. Allerdings ist man von einem flächendeckenden Angebot für alle der rund 1.000 oberösterreichischen Schulen noch weit entfernt. „Wir schlagen daher vor, einen Teil der Tabaksteuer in Suchtprävention fließen zu lassen“, so Lagemann. „Außerdem ist es hoch an der Zeit, die Suchtprävention gesetzlich zu verankern. Derzeit ist sie nur Ermessensausgabe, die jederzeit gekürzt werden kann.“ Und das, obwohl im Vorjahr fast 60.000 Belagstagen in Oberösterreichs Krankenhäusern eine Nikotindiagnose zu Grunde lag.

Österreich bei Raucherentwöhnung und Nichtraucherschutz Schlusslicht
Auch bei Raucherentwöhnung und Nichtraucherschutz besteht seitens der Gesundheitspolitik Handlungsbedarf: Nur 20 Prozent der oberösterreichischen Raucherinnen und Raucher planen, ihr Laster aufzugeben. Wie groß die Defizite bei der Nikotinentwöhnung sind zeigt auch der internationale Vergleich: Nur 38 Prozent der österreichischen Raucher haben schon ernsthaft versucht aufzuhören. In Schweden und den Niederlanden sind es 80 Prozent, EU-weit immerhin 55 Prozent.
 Weiters gibt mehr als die Hälfte der Oberösterreicher an, dass an ihrem Arbeitsplatz Zigaretten erlaubt sind. Gleichzeitig fühlen sich 70 Prozent durch Rauchen in ihrer Gegenwart gestört. 55 Prozent der Befragten ärgern sich über Raucher am Arbeitsplatz.
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